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Zusammenfassung  

Ziel  und Aufbau der Berichterstattung  

Gegenstand der Aufsicht sind die Haushalte der gemeinderechtlichen Organisationen. Sie 
können in einem unterschiedlich breiten Aufgabengebiet tätig sein. Im Bericht werden 
politische Gemeinden, Schulgemeinden, vermögensfähige Zweckverbände und Anstalten 
erfasst. 

Die Aufsicht über die Haushalte der gemeinderechtlichen Organisationen soll die gesetzli-
che Haushaltsführung sicherstellen, Fehlentwicklungen rechtzeitig entgegenwirken und 
damit zu korrekter Information der Stimmberechtigten beitragen. Sie wird durch die Be-
zirksräte, die Direktion der Justiz und des Innern sowie durch den Regierungsrat ausge-
übt.  

Die Berichterstattung ist Bestandteil der Aufsichtstätigkeit: Es wird offengelegt, wie die 
zuständigen Organe ihre Aufsicht wahrgenommen haben. Der vorliegende Bericht ist das 
Ergebnis einer Zusammenarbeit der Bezirksräte, des Statistischen Amts und des Ge-
meindeamts. Er gibt Einblick in die kantonale Aufsichtstätigkeit während des Jahres 2014 
und ist im Wesentlichen auf die finanziellen Aspekte beschränkt. Andere Bereiche der 
Aufsicht, z.B. die Prüfung der Gemeindeordnungen und Zweckverbandsstatuten durch 
das Gemeindeamt oder die Aufsichtstätigkeit der Bezirksräte aufgrund besonderer ge-
setzlicher Bestimmungen (Sozialhilfegesetz, Gesundheitsgesetz usw.) sind nur am Rande 
erwähnt. Die spezifischen Fachaufsichten (z. B. Zivilstandswesen, KESB) sind nicht dar-
gestellt.  

Der Bericht ist gegliedert in die Kapitel zur Aufsichtstätigkeit von Gemeindeamt und Be-
zirksrat, Auswertung und Darstellung der Finanzkennzahlen der Gemeinden und den Be-
richt über die Revisionstätigkeit des Gemeindeamtes. Grundlage bilden insbesondere die 
Jahresrechnungen der Gemeinden für das Jahr 2013. Sie sind im Auftrag der Gemeinden 
von fachkundigen und von ihr unabhängigen Prüfstellen revidiert, von den Bezirksräten 
aufsichtsrechtlich geprüft und vom Gemeindeamt gemeinsam mit dem Statistischen Amt 
ausgewertet worden. Dies erlaubt eine Beurteilung der finanziellen Lage der Gemeinden 
anhand schweizweit einheitlicher Indikatoren. 

Erkenntnisse  

Der Kanton Zürich hat eine dezentrale Aufsichtsstruktur. Diese Organisationsform bedarf 
der Koordination der Tätigkeiten, einer klaren Aufgabenteilung und Zuweisung von Kom-
petenzen. Es bestehen verschiedene Arbeitsunterlagen um den Aufsichtsstellen die Ko-
ordination ihrer verschiedenen Prüfungen und Prüfungsschwerpunkte zu erleichtern. Aus-
legung, Gewichtung und Umsetzung im Rahmen der Prüfungstätigkeit sind jedoch unter-
schiedlich. Die Ziel- oder Schwerpunktsetzung der Jahresrechnungsprüfung wird zwi-
schen Gemeindeamt und Bezirksräten abgesprochen, auch das Vorgehen bei Verstössen 
wird meist koordiniert. Doppelspurigkeiten gibt es kaum mehr, hingegen gibt es hin und 
wieder unterschiedliche Auffassungen zur Qualität von Fehlern oder Verstössen bei der 
Haushaltführung und in der Folge zur Intensität von Massnahmen und Anordnungen. Mit 
dem neuen Finanzausgleich erhielten die Gemeinden eine höhere Finanzautonomie im 
Gegenzug aber auch eine höhere Verantwortung. Das neue System weist nach dem Aus-
laufen des Übergangsausgleichs 2017 keine Defizitabdeckung durch den Kanton mehr 
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auf. Tendenziell steigt das Risiko einer Gemeindeinsolvenz, weil mit dem Wegfall der Prü-
fungen im Rahmen des Finanzausgleichs weniger direkte Aufsicht im Finanzbereich aus-
geübt wird. In der Finanzaufsicht durch das Gemeindeamt werden deshalb zur Identifizie-
rung von Problemen vermehrt Schwerpunktprüfungen und Stichproben vorgenommen. 
Die Finanzkennzahlen weisen zum finanziellen Zustand der politischen Gemeinden und 
der Schulgemeinden tendenziell gute, zur finanziellen Entwicklung ausreichend bis gute 
Werte aus. Es gibt wenige Gemeinden, deren finanzielle Lage gemäss Richtwerten als 
problematisch beurteilt werden muss. Dazu gehören vor allem die Gemeinden, die bisher  
Steuerfussausgleich bezogen haben und in Zukunft individuellen Sonderlastenausgleich 
beantragen wollen. 

Die gemeinschaftliche Aufgabenerfüllung in Form von Zweckverbänden, Anstalten oder 
privatrechtlichen Organisationsformen wie Genossenschaften, Aktiengesellschaften oder 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung stellt die Aufsicht zunehmend vor Probleme. Die 
privatrechtlichen Organisationformen sind der öffentlich-rechtlichen Aufsicht weitgehend 
entzogen und können nur indirekt über die öffentlich-rechtlichen Anteilseigner geprüft 
werden. Bei Zweckverbänden und Anstalten müssen Vorstände und Delegierte zwischen 
den Interessen der Organisation und den Interessen der beteiligten Gemeinden, die sie 
vertreten, abwägen. Für die angeschlossenen Gemeinden können erhebliche finanzielle 
Risiken entstehen. 

Bezirksrätliche Aufsicht  

Die Berichterstattung der Bezirksräte weist ein überwiegend positives Bild der Amts- und 
Geschäftsführung in den Gemeinden aus. Untergeordnete Probleme und kleinere Mängel 
in der Regel technischer oder formeller Art können im direkten, informellen Kontakt oder 
im Rahmen der Visitationen und Jahresrechnungsprüfungen gelöst werden. In schwer-
wiegenden Fällen ordnen die Bezirksräte Massnahmen an und/oder begleiten und über-
wachen die betroffenen Gemeinwesen eng. 
 

Rechnungsrevision  

Bei 95 % der geprüften Rechnungen konnte ein uneingeschränkt positives Prüfungsurteil 
abgegeben werden. Die Zahl der Einschränkungen ist deutlich zurückgegangen. Drei 
Viertel der Bemerkungen betraf nicht korrekt geäufnete Rückstellungen für die Vorsorge-
verpflichtungen im Zusammenhang mit der Sanierung der BVK. Der Rückgang der Anzahl 
der Revisionsanmerkungen zeigt, dass die geprüften Organisationen Verbesserungsvor-
schläge aufnehmen und sie in Massnahmen umsetzen.  
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Gemeindeamt: Aufsichtsrechtliche Tätigkeit  

1  Organisation  Finanzaufsicht  

Die Aufsichtstätigkeit im Finanzbereich dient der Gewährleistung der gesetzmässigen 
Haushaltführung. Ziel ist es, Fehlentwicklungen im Haushalt frühzeitig zu erkennen und zu 
korrigieren, um den Gemeindehaushalt zu schützen. Nicht zuletzt dient die Aufsicht auch 
den Stimmberechtigten, damit diese ihre demokratischen Mitwirkungsrechte wahrnehmen 
können.  

Innerhalb der Gemeinde oder anderer öffentlich-rechtlicher Körperschaften wird die Fi-
nanzaufsicht durch deren eigene Organe, die Exekutiven, die RPK oder die Delegierten-
versammlungen oder durch sie bestellte externe Prüfstellen wahrgenommen. Der Kanton 
übt die Finanzaufsicht in erster Linie durch die Bezirksräte und das Gemeindeamt aus.  

Mit der Bereitstellung von Informationen und Schulungen und durch die Beantwortung von 
Einzelfragen bis zu eigentlichen Beratungen wirken die Aufsichtsorgane präventiv auf eine 
korrekte Haushaltführung und Rechnungslegung hin. Ziel ist es, den für die finanziellen 
Belange der Gemeinden zuständigen Personen, innerhalb von Behörden wie der Verwal-
tung, die notwendige Unterstützung für die Erfüllung ihrer Aufgaben zukommen zu lassen.  

Mit der repressiven Aufsicht greifen Bezirksrat und Gemeindeamt (und allenfalls Regie-
rungsrat) bei Verstössen gegen finanzrechtliche Bestimmungen unmittelbar in die Haus-
haltführung der öffentlich-rechtlichen Körperschaften ein. Mit Hinweisen, Anordnungen 
oder rechtsmittelfähigen Verfügungen wird der rechtmässige Zustand (wieder)hergestellt. 
Die systematischen Prüfungen und stichprobenweisen Kontrollen dienen aber nicht nur 
der Fehlerkorrektur sondern erzeugen auch wieder eine präventive Wirkung. 

 

2  Präventive Massnahmen  

2.1  Plausibilisierung von Finanzdaten  

Die diesem Bericht zu Grunde liegenden Finanzdaten beruhen auf den Angaben der Ge-
meinden. Sie werden darüber hinaus für verschiedenste Berechnungen und statistische 
Vergleiche verwendet. 

Die meisten Gemeinden legen nach dem Kontenrahmen HRM1 Rechnung und übermit-
teln ihre Jahresrechnungswerte dem Statistischen Amt des Kantons Zürich. Die Rech-
nungszahlen der Gemeinden, die bereits HRM2 verwenden, werden vom Gemeindeamt 
umgeschlüsselt, damit auch deren Daten in der Statistik ausgewertet werden können. Die 
Datenlieferungen werden systematisch vom Statistischen Amt plausibilisiert und Abwei-
chungen konkret vom Gemeindeamt überprüft. Die Korrektur erfolgt aber ausschliesslich 
zwischen publizierter Jahresrechnung und statistischen Daten, die Rechnungen werden 
nicht mehr geändert. 

Eine ausgewählte Plausibilisierung betrifft die Abstimmung zwischen Investitionsrechnung 
und Laufender Rechnung. Es wird überprüft, ob die ausgewiesenen Buchgewinne der 
Investitionsrechnung (942.7920) übereinstimmen mit dem Ausweis in der Laufenden 
Rechnung (941.4240). Begründet werden Abweichungen hauptsächlich mit fehlerhaften 
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Buchungen und unkorrekten Kontierungen. Weitere Abweichungen entstanden, wenn 
Liegenschaftenvorgänge (Wertveränderungen) direkt im Eigenkapital abgebildet wurden. 

Die folgenden Gemeinden und Städte wurden über Abweichungen in diesem Bereich ori-
entiert: 

- Dietlikon 

- Gossau 

- llnau-Effretikon 

- Kloten 

- Schwerzenbach 

- Stallikon 

- Volketswil 

- Wallisellen 

- Wangen-Brüttisellen 

- Zürich 
 

2.2  Auskunft und Schulungen  

Ein wesentliches Instrument der präventiven Aufsicht war 2014 die Beratung der Gemein-
den und die Erteilung von Auskünften im Einzelfall. Anzahl (rund 1ó500) und Zeitaufwand 
(rund 750 Std.) der Auskünfte waren gegenüber 2013 nahezu unverändert (+ 10 Stun-
den/-80 Auskünfte). Die Komplexität der Anfragen ist tendenziell gestiegen und die Über-
schneidungen mit Fragestellungen des Gemeinderechts haben zugenommen, weshalb 
die Zusammenarbeit mit der Abteilung Gemeinderecht intensiviert wurde. 

Gleich den Auskünften dienen die Schulungen des Gemeindeamtes der präventiven Auf-
sicht: Im Wahljahr 2014 wurden wesentlich mehr Grundlagenkurse als in anderen Jahren 
angeboten. In 24 Kursen, davon 3 durch externe Veranstalter (Volksschulamt, Gemeinde 
Opfikon) wurden rund 550 Teilnehmende in verschiedenen Themen des öffentlichen Fi-
nanzhaushalts, überwiegend zu den Grundlagen der Gemeindefinanzen aber auch im 
Kreditrecht, bzw. zur Prüfung von Budget und Jahresrechnung weitergebildet. 

 

3  Haushaltprüfung  

Die Haushaltprüfungen erfolgen flächendeckend durch die Bezirksräte. Das Gemeinde-
amt prüft seinerseits besondere Fälle, z. B. aufgrund von Fusionen, Ausgliederungen, 
Umstellung der Rechnungslegung oder Hinweisen des Bezirksrats oder anderer Stellen 
und Personen. Systematisch werden die Gemeinden mit Übergangsausgleich und die 
Steuerausscheidungen einer Auswahl von Gemeinden geprüft. Mehr oder weniger um-
fangreiche Prüfungen finden statt, wenn eine Körperschaft in der Gemeindefinanzstatistik 
Auffälligkeiten zeigte oder ihr aufgrund früherer Vorfälle besondere Beachtung zukam.  

3.1  Aufsichtsrechtliche Jahresrechnungsprüfung  

Allgemein 

Prüfungen wurden vermehrt unter bestimmten inhaltlichen oder organisatorischen Aspek-
ten durchgeführt. Sie ergaben zwar eine mehrheitlich korrekte Buch- und Rechnungsfüh-
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rung, es wurden aber einzelne schwere Mängel festgestellt. Die Abklärung und Bereini-
gung solcher Mängel gestaltete sich schwierig, weil einerseits komplexe Sachverhalte zu 
klären waren, andererseits die Kooperationsbereitschaft der betroffenen Körperschaften 
häufig fehlte.  

Obwohl sich gesamthaft die Qualität der Rechnungs- und Buchführung stetig verbessert 
hat, bestehen noch Mängel, insbesondere bei der Bearbeitung nicht routinemässiger Auf-
gaben (z.B. bei Änderungen in der Organisationsform). Die Einhaltung der Buchhaltungs-
vorschriften muss von den Aufsichtsorganen weiter geprüft werden. 

Auslagerung von öffentlichen Aufgaben 

Die Umwandlungen der Zweckverbände zu vermögensfähigen Körperschaften und die 
Auslagerungen von öffentlichen Aufgaben in privatrechtliche Organisationsformen oder 
Anstalten sind häufig kompliziert und führen regelmässig zu Mängeln bei der buchhalteri-
schen Abwicklung. Die Folge waren aufsichtsrechtliche Interventionen zur Wiederherstel-
lung der korrekten Darstellung der Haushalte in den Rechnungen. Bei Auslagerungen von 
Gemeindeaufgaben wurde der Abwicklung in der Buchhaltung regelmässig zu wenig Be-
achtung geschenkt. Diese Vorgänge werden deshalb weiterhin Schwerpunkt der Aufsicht 
sein.  

Den unterschiedlichen Formen der Rechtsträger öffentlicher Aufgaben stehen verschie-
dene Formen der Aufsicht gegenüber. Privatrechtlich organisierte Aufgabenträger unter-
stehen den kantonalen Aufsichtsstellen nicht unmittelbar, sondern nur indirekt durch die 
Aufsicht über die beteiligten Gemeinden. Die Aufsicht über die kommunalen Anstalten 
regeln diese bei der Errichtung in der Anstaltsverordnung weitgehend selbst, wobei sie 
von der faktischen Unabhängigkeit bis zur feingliedrigen Kontrolle reichen kann. Die Vor-
schriften zum Finanzhaushalt sind nur eingeschränkt und abhängig vom Aufbau der An-
stalt anwendbar. 

Übergangsausgleich 

Gemeinden mit Übergangsausgleich werden vom Gemeindeamt beim Abschluss der Jah-
resrechnung und der Erstellung des Budgets eng begleitet. Das enthebt die Gemeinden 
jedoch nicht der Verpflichtung, ihrerseits die finanztechnische Prüfung der Jahresrech-
nungen zu veranlassen. Dies ist umso wichtiger, als sich die Prüfungen des Gemeinde-
amtes auf die Fragestellungen rund um den Übergangsausgleich konzentrieren. Gesamt-
haft war die Qualität der Rechnungslegung gut. Festgestellte Mängel waren von unterge-
ordneter Bedeutung. 

 

3.2  Auswertung Gemeindefinanzstatistik  

Aufgrund von Hinweisen aus der Jahresrechnungsprüfung einer Übergangsausgleichs-
gemeinde wurde eine Auswertung von finanzstatistischen Daten vorgenommen, um 
Zweckverbände zu identifizieren, die ohne entsprechende Rechtsgrundlage über eigenes 
Verwaltungsvermögen verfügen. In einem von vier Fällen besteht eine Ausnahmegeneh-
migung, ein Fall wurde 2014 korrigiert. Zwei Fälle waren hinsichtlich des Verwaltungsver-
mögens unbegründet, sie sind wegen fehlerhafter Verbuchungen aufgefallen; die Fehler 
sind zwischenzeitlich korrigiert. 
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3.3  Steuerausscheidungen  

In fünf Gemeinden (Stichproben) wurde die Abrechnung der Steuerausscheidungen einer 
vertieften Prüfung unterzogen. Zwei Gemeinden wiesen untergeordnete Mängel auf: 

- Fehlerhafte Zinsverbuchung -> Korrektur 

- Pauschale statt individuelle Rückstellungen -> künftige Praxisänderung 
 

3.4  Prüfstellen  

Die stichprobenweise Prüfung der Testatvorgaben für den Kurzbericht der Prüfstellen 
zeigte, dass die Prüfstellen die Vorgabe des Gemeindeamtes inzwischen nahezu voll-
ständig eingehalten haben. Die festgestellten Abweichungen waren von geringer Bedeu-
tung und erforderten keine weiteren Massnahmen. 

Die Jahresrechnungsprüfungen durch die Bezirksräte und das Gemeindeamt haben ge-
zeigt, dass die Prüfungen der finanztechnischen Prüfstellen sehr unterschiedlich ausfal-
len. Mehrheitlich ist dies auf abweichende Schwerpunktsetzungen oder auf die uneinheit-
liche Bestimmung von ĂWesentlichkeitñ im Zusammenhang mit der ºffentlich-rechtlichen 
Jahresrechnung zurückzuführen. Letzteres wird dann zum Problem, wenn aus Sicht der 
Aufsichtsorgane, Bezirksrat und Gemeindeamt, zwingende Bestimmungen nicht eingehal-
ten sind, die in der primär an der finanziellen Grössenordnung orientierten Sichtweise der 
Prüfstelle von untergeordneter Bedeutung scheinen.  

Eine unmittelbare Aufsicht über die Prüfstellen durch das Gemeindeamt besteht nicht. 
Weichen jedoch die Einschätzung der Ordnungs- und Rechtmässigkeit zwischen der 
Prüfstelle und dem Gemeindeamt wesentlich voneinander ab oder fehlen aus Sicht des 
Gemeindeamtes wichtige Bemerkungen im umfassenden Bericht der Prüfstelle, wurde die 
betroffene Prüfstelle auf die aus Sicht des Gemeindeamtes unzureichende Prüfung hin-
gewiesen.  

 

4  Auswahl Aufsichtsfälle  

Das Einleiten aufsichtsrechtlicher Prüfungen und Massnahmen kann sich in der Folge 
regelmässiger Prüfungen, wie oben beschrieben, oder aus Hinweisen und Informationen 
durch Anfragen oder Medienberichte ergeben.  

Im Folgenden eine Auswahl von Fällen, die im Jahr 2014 abgeschlossen wurden: 

- Aus der Budgetprüfung von Übergangsausgleichsgemeinden ergaben sich unter 
anderem Hinweise darauf, dass der Zweckverband Soziales Netz Bezirk Horgen 
eigene Vermögenswerte ausweist, was bei einem Zweckverband ohne Vermö-
gensfähigkeit nicht möglich ist. Der Bezirksrat Horgen hat die entsprechende Kor-
rektur in der Jahresrechnung 2014 angeordnet. 

- Wegen der Umwandlung des Zweckverbandes Altersheim Tösstal zur Vermögens-
fähigkeit wurden das Restatement und die Eingangsbilanz vertieft geprüft und gut-
geheissen. 

- Die Politische Gemeinde Rifferswil musste diverse Korrekturen aus dem Rech-
nungsjahr 2012 in der Rechnung 2013 vollziehen. Diese wurde vom Gemeindeamt 
geprüft und dem Bezirksrat zur weiteren Behandlung zurückgereicht. 
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- Mit der Stadt Zürich wurden verschiedene Fragen zu Unfallversicherung, zur 
Handhabung von Reserven im Bereich Entsorgung und Recycling oder zur Verbu-
chung von Förderbeiträgen für Stromsparmassnahmen geklärt. 

- Die Jahresrechnung der Kinder- und Erwachsenenschutzbehörde des Bezirks Mei-
len wurde auf Wunsch des Bezirksrates einer vertieften Prüfung unterzogen. Die 
Ergebnisse wurden dem Bezirksrat zur weiteren Bearbeitung übergeben. 

- Ebenfalls zu Handen des Bezirksrates Meilen wurde die Rücküberführung der Lie-
geschaften der HomôCare ¿berpr¿ft. 

- Bei den Fusionen von Schul- und Politischen Gemeinden in Fischenthal, Knonau, 
Oberglatt und Wetzikon und der Fusion der Politischen Gemeinden Bertschikon 
und Wiesendangen wurden die betreffenden Körperschaften mit Berechnungen 
unterstützt und die Eingangsbilanzen der neuen Körperschaften eingehend ge-
prüft. 
 

Die lange Dauer von manchen Aufsichtsfällen macht die Klärung und die Verhängung von 
Massnahmen und Korrekturen regelmässig sehr aufwändig. 

 

5  Genehmigung Gemeindeordnungen und Zweckverbandsstatu-

ten  

Über die Finanzaufsicht hinaus geht die Genehmigung von Gemeindeordnungen und 
Zweckverbandsstatuten durch den Regierungsrat. Im in der Regel zweistufigen Verfahren 
mit Vorprüfung und Genehmigung wird die Zulässigkeit der Gemeindeordnungsbestim-
mungen und der Statuten der Zweckverbände überprüft. Die betreffenden Körperschaften 
werden dabei auf fehlerhafte und deshalb nicht genehmigungsfähige Regelungen auf-
merksam gemacht. Weiter gibt die Abteilung Gemeinderecht auch redaktionelle Hinweise 
und Änderungsanweisungen bis hin zu Auslegungsvorbehalten. 

 

5.1  Gemeindeordnungen  

In der Berichtsperiode genehmigte der Regierungsrat 41 Gemeindeordnungen. Es han-
delte sich um 11 Totalrevisionen und 30 Teilrevisionen. 17 Gemeindeordnungen konnten 
vorbehaltslos genehmigt werden. Bei weiteren 17 Gemeindeordnungen musste zu einer 
oder mehreren Bestimmungen ein Vorbehalt angebracht werden. Diese erstreckten sich 
von redaktionellen Anweisungen über Änderungsanweisungen bis hin zu Auslegungsvor-
behalten. In 7 Fällen mussten eine oder mehr Bestimmungen von der Genehmigung aus-
genommen werden, wobei von den 7 Nichtgenehmigungen 6 mangelhafte Schlussbe-
stimmungen bei Teilrevisionen betrafen. 

 

5.2  Zweckverbandsstatuten  

In der Berichtsperiode genehmigte der Regierungsrat zehn Revisionen von Zweckver-
bandsstatuten. Es handelte sich um vier Totalrevisionen und sechs Teilrevisionen. Zudem 
wurde dem Regierungsrat die Auflösung eines Zweckverbandes zur Kenntnis gebracht. 
Drei Revisionen konnten vorbehaltlos genehmigt werden. Bei zwei Revisionen mussten 
die Genehmigungen mit einem Vorbehalt (Änderungsanweisung, Auslegungsvorbehalt) 



12/100 

Aufsichtsrechtliche Tätigkeit  

 

versehen werden. In drei Fällen musste der Regierungsrat eine oder mehrere Bestim-
mungen von der Genehmigung ausnehmen, wobei zwei dieser Nichtgenehmigungen 
mangelhafte Schlussbestimmungen bei Teilrevisionen betrafen. Bei zwei Revisionen wur-
de das Genehmigungsverfahren schliesslich aufgrund von groben Verfahrensfehlern (Zu-
stimmung durch das falsche Verbandsorgan, Gemeindebeschlüsse über voneinander 
abweichende Statuten) nach Absprache mit den Zweckverbänden und noch vor der Be-
schlussfassung über die Genehmigung beendet. 
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Bezirksräte: Aufsicht Gemeindewesen  

1  Aufgabe  

Die Gemeinden, Anstalten und Zweckverbände stehen unter der Aufsicht des Bezirksra-
tes. Er wacht insbesondere über die gewissenhafte und den gesetzlichen Vorschriften 
gemässe Pflichterfüllung der Gemeindebehörden (§ 141 GG). Stellt der Bezirksrat Mängel 
in der Amtsführung und Verwaltungstätigkeit fest, sorgt er mit geeigneten Mitteln für Abhil-
fe und informiert die Direktion der Justiz und des Innern (§ 142 GG). Ausserdem erstattet 
der Bezirksrat der Direktion einen Jahresbericht über die Ausübung der Gemeindeauf-
sicht, worin die Ergebnisse der Prüfungen und die Anordnungen ausgewiesen sind 
(§ 147 GG).  

Die Aufsichts- und Rechtsmitteltätigkeit der Bezirksräte erfolgt in den Bereichen Gemein-
dewesen, Kinder- und Erwachsenenschutz, Sozialwesen, Personenrecht und Adoption, 
Schulwesen, Land- und Forstwirtschaft, Grundeigentum (Lex Koller) und Stiftungswesen. 

Die Aufsichtstätigkeit wird in erster Linie durch die Prüfung von Jahresrechnungen und 
durch Visitationen im unmittelbaren Kontakt mit den kommunalen Behörden wahrgenom-
men. Zusätzlich interveniert der Bezirksrat, wenn er auf andere Weise auf Vorgänge in 
den Gemeinden aufmerksam wird, die der näheren Prüfung durch die Aufsichtsinstanzen 
bedürfen (informelle Kontakte, Anfragen, Medienberichte o. ä.). Ebenfalls zur Aufsichtstä-
tigkeit gehören die erstinstanzlichen Entscheide, insbesondere in den Bereichen Wahlen, 
Kinder- und Erwachsenenschutz und Adoptionen oder Bodenrecht. Die Rechtsmitteltätig-
keit besteht in den Entscheidungen als erste Rechtsmittelinstanz bei Rekursen gegen 
Beschlüsse kommunaler Behörden. 

 

2  Gemeindewesen  

Zur Aufsicht über das Gemeindewesen gehören neben den entsprechenden Rechtsmit-
telverfahren alle Aufgaben, welche die Aufsicht über die Gemeinden betreffen. Der 
Rechtsmittelbereich befasst sich mit Gemeindebeschwerden und allgemeinen Rekursen 
das Gemeinderecht betreffend, mit Stimmrechtsrekursen und mit Rekursen im Personal-
recht. Die Aufsichtstätigkeit wird einerseits mit der Prüfung der Gemeindehaushalte und 
andererseits mit den Visitationen und der Begleitung der Amtsübergaben wahrgenom-
men.  
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2.1  Überblick Visitationen  

Bezirk Visitationen  

gemäss 
- § 143 Gemeindegesetz 

Vertiefte Prüfung Visitationen  

gemäss 

- § 8 Sozialhilfegesetz 

- § 37 Gesundheitsgesetz 

- § 12 Gesetz über Invalideneinrichtungen 
für erwachsene Personen und den 
Transport von mobilitätsbehinderten 
Personen  

- § 22 Bodenverbesserungs-Verordnung 

Affoltern Politische Gemeinden 

- Affoltern am Albis 

- Hausen am Albis 

- Mettmenstetten 

- Obfelden 

- Rifferswil 

- Stallikon 

- Wettswil am Albis 
 
Schulgemeinden 

- PS Affoltern am Albis 

- PS Hausen am Albis 

- PS Mettmenstetten 

- PS Obfelden 

- PS Rifferswil 

- PS Stallikon 

- PS Wettswil am Albis 

- OS Affoltern am Albis 

- OS Hausen am Albis 

- OS Mettmenstetten 

- OS Obfelden 

Politische Gemeinden 

- Gemeindeorganisation 

- Gemeindebehörden 

- Protokolle 

- Finanzen 

- Einbürgerungen 

- Steuern 

- Bürgerrecht 

- Hundegesetzgebung 

- Einwohnerkontrolle 

- Submissionen 

- Feuerwehr/Feuerpolizei/Gebäudeversicherung 

- Archiv 
 

Schulgemeinden 

- Gemeindeorganisation 

- Gemeindebehörden 

- Protokolle 

- Finanzen 

 

Visitationen 

- 7 Sozialbehörden  

- 7 Behinderteneinrichtungen und Soziale 
Institutionen 

- 1 Alters- und Pflegeheim 

- 2 Spitexvereine 

- 4 Flur-/Unterhalts-Genossenschaften 
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Zweckverbände und Anstalten 

- Schulzweckverband 

- Spital Affoltern 

- Zweckverband Sozialdienst Bezirk Affoltern 

- Zweckverband Zürcher Planungsgruppe 
Knonaueramt (nur Finanzen/Aktuariat) 

- Zweckverband Feuerwehr Unteramt  
(nur Aktuariat) 

- Zweckverband Feuerwehr Süd 
(nur Finanzen/Aktuariat)  

 
Zweckverbände und Anstalten 

- Schulzweckverband, Zweckverband Spital Af-
foltern, Zweckverband Sozialdienst Bezirk Affol-
tern 

- Zweckverbandsorganisation  

- Zweckverbandsorgane 

- Protokolle  

- Finanzen  

- EDV/Datenschutz 

- Archiv 

Andelfingen Politische Gemeinden 

- Andelfingen 

- Benken 

- Buch a. I.  

- Feuerthalen 

- Flaach 

- Henggart 

- Humlikon 

- Kleinandelfingen 

- Laufen-Uhwiesen 

- Ossingen 

- Rheinau 

- Waltalingen 
 

Schulgemeinden 

- PS Benken 

- PS Buch a. I. 

- SG Feuerthalen 

- PS Flaach 

- PS Humlikon 

- PS Andelfingen 

- PS Laufen-Uhwiesen 

Visitationen 
- Protokolle aller Behörden 

- Finanzverwaltungen mit  

- Schwergewicht Rückstellungen und Auflösung 
transitorischer Konti, 

- Kontrolle Buchungsintervall 

- Archive 

- Vorgehen bei Wahlen und Abstimmungen 

- Praxis der Publikationen 

- Administration Bauakten  

- alle Rechnungsprüfungskommissionen der visi-
tierten Gemeinden und von Zweckverbänden 

Visitationen 
- 8 Heime (Alters- und Pflegeheime sowie 

Behinderteninstitutionen) 

- 8 Spitexorganisationen 
 

- Alle Sozialbehörden der visitierten Ge-
meinden 

 
 Genossenschaften 
- Unterhaltsgenossenschaft Andelfingen 

- Flurgenossenschaft Benken 

- Unterhaltsgenossenschaft Buch a. I. 

- Unterhaltsgenossenschaft Flaach 

- Flurgenossenschaft Henggart 

- Flurgenossenschaft Humlikon 

- Unterhaltsgenossenschaft Oerlingen 

- Unterhaltsgenossenschaft Alten 

- Unterhaltsgenossenschaft 
Kleinandelfingen 

- Flurgenossenschaft Laufen 

- Flurgenossenschaft Ossingen 

- Unterhaltsgenossenschaft Rheinau 
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- PS Ossingen 

- OS Andelfingen 

- OS Flaachtal 

- OS Kreis Uhwiesen 

- OS Ossingen 
 

Zweckverbände 

- ZV Feuerwehr Andelfingen 

- ZV Kläranlage Andelfingen 

- ZV Gruppenwasserversorgung (Andelfingen) 

- ZV Alterswohnheim Flaachtal 

- ZV Kläranlage Flaachtal 

- ZV Zentrum Kohlfirst 

- ZV Feuerwehr Ausseramt 

- ZV Friedhof Flaach-Volken 

- Sicherheitszweckverband (Henggart) 

- ZV Gruppenwasserversorgung Thurtal-
Andelfingen 

- ZV Schulgemeinden Bezirk Andelfingen 

- Fürsorgezweckverband Andelfingen 

- ZV Friedhof Laufen 

- ZV Gruppenwasserversorgung (Laufen) 

- ZV Feuerwehr Kohlfirst 

- Kläranlagenverband Ossingen u. Umgebung 

- ZV KEWY 

- ZV Feuerwehr Stammertal 

Bülach Politische Gemeinden 

- Bachenbülach 

- Bülach 

- Eglisau 

- Glattfelden 

- Hochfelden 

- Höri 

- Hüntwangen 

Visitationen 

- Grundstückgewinnsteuern 

- Gebührenbezug 

- speziell: Sozialhilfe  

- Funktionieren der Behörden 

- Zusammenarbeit zwischen Exekutiven und 
RPK 

- Feuerpolizei 

Visitationen 

- 11 Fürsorgebehörden 

- 39 Alters- und Pflegeheime / Invalidenin-
stitutionen 

- 3 Spitex-Organisationen  

- Flurgenossenschaft (Bachenbülach) 

- Unterhaltsgenossenschaft Eglisau 
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- Rafz 

- Wasterkingen 

- Wil 

- Winkel 
 

Schulgemeinden 

- PS Bachenbülach 

- OS Bülach 

- SG Eglisau 

- SG Glattfelden 

- PS Hochfelden 

- PS Höri 

- SG Unteres Rafzerfeld 

- PS Winkel 
 

Zweckverbände 

- ZV Amtsvormundschaft für Erwachsene im Be-
zirk Bülach (separat) 

- Sicherheitszweckverband (Bachenbülach) 

- ZV Friedhofkreisgemeinde (Bülach) 

- ZV Feuerwehr Eglisau-Hüntwangen-
Wasterkingen 

- ZV Betreibungs- und Gemeindeammannamt 
Rafzerfeld 

- ZV Grundwassergewinnung Stadtforen (GWS) 

- ZV Regionalplanungsgruppe Zürcher Unterland 
(PZU) ï Aktuariat 

- Sicherheitszweckverband Glattfelden-Stadel-
Weiach 

- ZV Feuerwehr Höri-Hochfelden 

- ZV Gruppenwasserversorgung Rafzerfeld 

- ZV Schwimmbad Rafz-Wil 

- ZV Feuerwehr Rafz-Wil 

- Sicherheitszweckverband Rafzerfeld 

- ZV Abwasserverband Rafzerfeld 

- Protokolle aller Behörden bzw. Kommissionen 

- Stimmregister 

- Legislaturziele und Strategien 

-  

- alle Rechnungsprüfungskommissionen der visi-
tierten Gemeinden und Zweckverbände 
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Dielsdorf Politische Gemeinden 

- Bachs 

- Dielsdorf 

- Neerach 

- Niederglatt 

- Niederweningen  

- Oberweningen 

- Regensberg 

- Schleinikon 

- Schöfflisdorf 

- Stadel 

- Steinmaur 

- Weiach 

 

Schulgemeinden 

- PS Bachs 

- PS Dielsdorf 

- PS Neerach 

- PS Niederglatt 

- PS Schule Wehntal (Niederweningen) 

- PS Regensberg 

- PS Stadel 

- PS Steinmaur 

- PS Weiach 

- OS Dielsdorf 

- OS Schule Wehntal (Niederweningen) 

- OS Stadel 
 

Zweckverbände 

- ZV Gesundheitszentrum Dielsdorf 

- ZV Sonderpädagogischer Schulzweckverband 
Dielsdorf 

- ZV Sozialdienste Bezirk Dielsdorf 

Visitationen 
Hier nicht aufgeführt werden die regelmässi-
gen Prüfungen bei jeder Organisation an je-
der Visitation, welche um ein Vielfaches um-
fangreicher sind als die Spezialthemen 

 
Archivwesen 

- Organisation 

- Rechtsgrundlagen 

- Aktenführung 

- Archivierungsprozess 

- Digitale Informationsverwaltung 

- Aktenführung bei Milizbehörden 

- Archivräumlichkeiten 
 

Sicherheit 

- Personensicherheit 

- Gebäude-/Anlagensicherheit 

- Spezialteil: Sicherheit der Wasserversorgung 
(nur Politische Gemeinden) 

 

Visitationen 

- 12 Sozialbehörden  

- 3 Behinderteneinrichtungen 

- 4 Alters- und Pflegeheime  

- 5 Spitex-Organisationen  

- 8 Unterhaltsgenossenschaften  
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- ZV Abwasserreinigung Fischbach-Glatt (Nie-
derglatt) 

- ZV Feuerwehr Wehntal (Niederweningen) 

- ZV Feuerwehr Banesto (Neerach) 

- ZV Zivilschutzregion Lägern-Egg (Neerach) 

- ZV Schiessplatz  Wehntal (Oberweningen) 

- ZV Wasserversorgung Melioration Wehntal, 
Schleinikon 

- ZV Gruppenwasserversorgung Schöfflisdorf-
Steinmaur 

- ZV Autobetrieb Stadel-Neerach 

- ZV Friedhof-Zweckverband Steinmaur-Neerach 

Dietikon Politische Gemeinden 

- Aesch 

- Dietikon 

- Uitikon 

- Urdorf 

- Weiningen 
 

Schulgemeinden 

- Aesch 

- Uitikon 

- Urdorf 
 

Zweckverbände 

- Spitalverband Limmattal 

- Friedhofverband Weiningen 
 

Interkommunale Anstalten 

- Limeco 

Visitationen 
- Organisation 

- Behördenprotokolle 

- Planungs- und Bauwesen 

- Finanzwesen 

- Grundstücksgewinnsteuern 

- Schulbereich: Schülerakten 

- Sozialbereich: Zusammenarbeit Partnerorgani-
sationen 

- Sozialbereich: betriebliche Sicherheit 
 

Visitationen 

- 4 Sozialbehörden 

- 8 Heime 

- 3 Einrichtungen nach IVG 

- 3 Spitex-Organisationen 

Hinwil Politische Gemeinden 

- Bäretswil 

- Dürnten 

Politische Gemeinden 

- Einwohnerkontrolle 

- Sicherheitssekretariat 

Visitationen 

- 17 Behinderteneinrichtungen 

- 21 Alters- und Pflegheime 
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- Gossau 

- Seegräben 

- Wetzikon 
 
Zugehörige Schulgemeinden und 
Zweckverbände 

- Sozialsekretariat 

- Feuerpolizei 

- Protokolle sämtlicher Behörden, Kommissionen 
und Ausschüsse 

- Gemeindearchive: vertieft in Zusammenarbeit 
mit Staatsarchiv 

- Gebührenerhebung im Bereich Wasserversor-
gung/private Wassergenossenschaften 

- Wahlen/Abstimmungen 

- Steuerrevision 

- Alle  Spitex-Organisationen (Geschäfts-
berichte) 

Horgen Gemeinden 

- Adliswil 

- Hirzel 

- Hütten 

- Rüschlikon 

- Wädenswil 
 

Zweckverbände 

- ARA Sihltal 

- ZV Sekundarschule Kilchberg-Rüschlikon 

- Sicherheits-ZV Kilchberg-Rüschlikon 

- ZV Gemeinderechtspflege Kilchberg-
Rüschlikon 

- ZV Sonderschulung im Bezirk Horgen 

- ZV Abfallverwertung im Bezirk Horgen 

Politische Gemeinden 

- Finanzen 

- Inventare 

- Gemeindearchiv 

- Protokolle und Verzeichnisse 

- Schulwesen 

- Allgemeine Polizeivorschriften, Feuerpolizei 

- Kultur 

- Einwohnerkontrolle 

- Steuern 

- Friedhof und Bestattungswesen 
 
Zweckverbände 

- Finanzen 

- Inventare 

- Archiv 

- Protokolle und Verzeichnisse 

Visitationen 
- 5 Sozial- und Fürsorgebehörden 

- 8 Soziale Einrichtungen 

- 19 Alters- und Pflegeheime 

- 18 Spitex-Organisationen 

Meilen Politische Gemeinden 

- Hombrechtikon 

- Männedorf 

- Oetwil am See 

- Stäfa 

- Uetikon am See 

Politische Gemeinden 

- Protokoll- und Aktenführung 

- Geschäftsführung der Fürsorgebehörden 

- Archiv 

- Finanzen (einschl. Revisionsberichte) 

- Grundstückgewinnsteuern 

Visitationen 
- 6 Sozialbehörden 

- 17 Invaliden- und Sozialhilfeeinrichtun-
gen 

- 19 Alters- und Pflegeheime 

- 15 Spitexorganisationen (schriftliche Be-
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- Zollikon 
 
Zweckverbände 

- Schlammbehandlungsanlage Pfannenstiel ZSA 

- Seewasserwerk Männedorf 

- Feuerwehr- und Zivilschutzverband Männe-
dorf/Uetikon 

- teilw. Bestattungswesen 

- Ausübung der Aufsicht über kommunale Stif-
tungen 
 

Zweckverbände 

- Protokollführung 

richterstattung) , davon 1 zwei Mal visi-
tiert 

Pfäffikon  Politische Gemeinden 

- Lindau 

- Fehraltorf 

- Wildberg 

- Wila 

- Hittnau 

- Illnau-Effretikon 
 
Schulgemeinden 

- PS Wildberg 

- PS Wila 

- OS Wila 

- SG Hittnau 
 

Zweckverbände 

- ARA Fehraltorf-Russikon 

- ARA Bläsimüli 

- Gruppenwasserversorgung Tösstal 

- Schulpsychologischer Dienst 
 

Anstalten 

- Kommunale Anstalt Alterszentrum Bruggwie-
sen 

Politische Gemeinden 

-  Archivwesen 

- Einhaltung verwaltungstechnischer Grundprin-
zipien 

- Schulwesen 

- IDG 

Visitationen 

- 6 Fürsorgebehörden 

- 9 Behinderteneinrichtungen 

- 10 Alters- und Pflegeheime 

- 9 Spitex-Organisationen (3 Visitationen/6 
Geschäftsberichte) 

- 4 Unterhaltsgenossenschaften (Fehr-
altorf, Illnau-Effretikon, Lindau, Wila) 

Uster Politische Gemeinden 

- Dübendorf 

- Egg 

Politische Gemeinden 

- Soziales 

- Finanzen 

Visitationen 

- 6 Sozialbehörden 

- 39 Heime 
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- Greifensee 

- Maur 

- Schwerzenbach 

- Wangen-Brüttisellen 
 
Schulgemeinden 

- Egg 

- Greifensee 

- Schwerzenbach 

- Sekundarschule Dübendorf-Schwerzenbach 

- Oberstufenschulgemeinde Nänikon-Greifensee 
 
Zweckverband 

- ZV Soziale Dienste  

- Schulwesen (Geschäftsordnung) 

- Grundsteuern 

- Sicherheit 

- Archivwesen 

- Bau 
 
Schulgemeinden 

- Geschäftsordnung 
 
Flur- und Waldweggenossenschaften 

- Im Gebiet der visitierten politischen Gemeinden 

- 14 Spitex-Organisationen  
 

Winterthur Politische Gemeinden 

- Altikon 

- Brütten 

- Dägerlen 

- Ellikon an der Thur 

- Elsau 

- Hagenbuch 

- Rickenbach 

- Seuzach 

- Turbenthal 
 
Zugehörige Schulgemeinden und 
Zweckverbände 

Politische Gemeinden 

- Finanzverwaltung 

- Grundsteuern 

- Sozialbehörden: Wirtschaftliche Hilfe 

- Archivwesen 

Visitationen 
- 6 Sozialbehörden 

- 10 Behinderteneinrichtungen 

- 15 Soziale Institutionen  

- 10 Behinderteneinrichtungen 

- 15 Alters- und Pflegeheime 

- 11 Unterhalts-Genossenschaften 

Zürich Politische Gemeinden 

- Zürich 

Visitationen 
- Keine Visitation städt. Ämter 

- Schwerpunkt Gemeindehaushaltsprüfung und 
Anstalten 

Visitationen 
- 1 Fürsorgebehörde 

- 163 Heime Behinderteneinrichtungen 

- 54 Aufsicht Spitex Organisationen 
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2.2  Statistik  
 

Gemeindeguts- 
rechnungen 

Pendent 
Vorjahr 

Eingang Ausgang 
Pendent 

Berichtsjahr 

Affoltern 0 37 35 2 

Andelfingen 1 77 78 0 

Bülach 0 65 65 0 

Dielsdorf 22 64 20 66 

Dietikon 0 34 34 0 

Hinwil 0 24 24 0 

Horgen 0 27 27 0 

Meilen 2 29 18 13 

Pfäffikon 0 30 25 5 

Uster 7 28 23 12 

Winterthur 0 67 65 2 

Zürich 7 4 7 4 

Total 39 468 421 104 

 

Jahresrechnungen 
Visitationen 
Kontrollberichte 

2011 2012 2013 2014 

Affoltern 184 195 175 181 

Andelfingen 369 329 309 334 

Bülach 176 195 189 148 

Dielsdorf 353 255 355 256 

Dietikon 92 93 126 115 

Hinwil 98 72 120 123 

Horgen 150 116 95 101 

Meilen 114 86 123 122 

Pfäffikon 225 104 131 89 

Uster 123 89 124 93 

Winterthur 297 250 301 235 

Zürich 118 85 40 9 

Total 2299 1869 2088 1806 
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Aufsichtsrechtlich interessant sind zudem die Stiftungsaufsichten, die der Bezirksrat über 
die Stiftungen, die nach ihrer Bestimmung dem jeweiligen Bezirk oder mehreren Gemein-
den desselben angehören, ausübt (§ 37, EG zum ZGB). 

Stiftungen Anzahl Prüfungen Vermögen 2013 Vermögen 2014 

Affoltern 7 7 2ó670ó682 2ó576ó512 

Andelfingen 8 8 6ó797ó278  7ó419165 

Bülach 11 9 37ó472ó303 21ó531ó897 

Dielsdorf 10 10 25ó660ó241 46ó452ó842 

Dietikon 4 3 4ó330ó000  4ó499ó000 

Hinwil 12 11 19ó573ó730 21ó733ó364 

Horgen 25 25 263ó930ó302 255ó148ó228 

Meilen 21 25 38ó754ó003 46ó390ó152 

Pfäffikon 2 2 18ó941ó846 20ó907ó008 

Uster 16 16 74ó000ó000 63ó000ó000 

Winterthur 45 46 133ó526ó629 139ó484ó602 

Zürich 77 83 343ó183ó842 336ó658ó730 

Total 243 261 916ó975ó188 970ó949ó349 

 

Unter der Aufsicht der Bezirksräte steht ein Stiftungsvermögen von fast einer Milliarde 
Franken, davon über die Hälfte in den Bezirken Zürich und Horgen. 

 

2.3  Erläuterungen, Ergebnisse, Anordnungen  

Welche Mängel haben die Bezirksräte festgestellt und wie haben sie darauf reagiert?  

Affoltern:  

Insofern sich aufgrund der bezirksrätlichen Kontrollen Bemerkungen zu den Jahresrech-
nungen ergaben, wurden diese den betroffenen Behörden mitgeteilt. Der Zweckverband 
Spital Affoltern, der nur nach H+ Rechnung legte, wurde angewiesen, die fehlenden HRM-
Rechnungen zu erstellen und entsprechende Korrekturen in den Jahresrechnungen 2012 
und 2013 vorzunehmen. In der Jahresrechnung der Gemeinde Rifferswil ordnete der Be-
zirksrat diverse Korrekturen an. 

Soweit es während den Visitationen der jeweiligen Gemeinden und Zweckverbände fest-
gestellt werden konnte, erfolgte die Geschäftsführung in allen Bereichen weitgehend vor-
schriftsgemäss und umsichtig. Die Visitationen hinterliessen gesamthaft einen guten Ein-
druck rechtmässiger und pflichtgemässer Geschäftsführung. 
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Andelf ingen  

Grundsätzlich wurde eine ordnungsgemässe Verwaltung festgestellt. An den Visitationen 
konnten allfällige kleinere Probleme direkt im Gespräch mit den Behörden gelöst werden. 

Im Rahmen der Rechnungsprüfung musste eine Gemeinde angewiesen werden, die 
Rückstellungen BVK vorzunehmen. In einer Jahresrechnung waren zusätzliche Abschrei-
bungen nicht vorgenommen worden, obschon sie im Voranschlag eingestellt waren. In 
diesem Fall erfolgte die Anweisung, dass diese Abschreibung in der Jahresrechnung 
2014 nachzuholen sei. Die Ergebnisse der geprüften Jahresrechnungen sind in den ent-
sprechenden Beschlüssen festgehalten.  

Bülach  

Grundsätzlich war die Verwaltung ordnungsgemäss. In zwei Fällen wurde die umgehende 
Vornahme der BVK-Rückstellungen verlangt. Der Bereich Grundsteuern/Steuern hatte 
wiederum zu verschiedenen Empfehlungen geführt. Bei zwei Heimen waren aufsichtsbe-
hördliche Massnahmen notwendig. 

Dielsdorf  

Zur allgemeinen periodischen Aufsicht im Rahmen der Visitationen und der Prüfung der 
Gemeinderechnungen sind keine besonderen Bemerkungen anzubringen.  

Unruhe entstand bei einer Politischen Gemeinde, wo eine strafrechtlich allenfalls relevan-
te Handlung eines Behördenmitgliedes Strafanzeigen nach sich zog. Diese Verfahren sind 
mittlerweile abgeschlossen. Die aufsichtsrechtliche Beschwerde eines Heimbewohners 
hat zu einer vertieften Prüfung geführt, die erhebliche Mängel ergeben hat. Entsprechen-
de Massnahmen wurden eingeleitet und zeigen Wirkung. 

Bei der Prüfung der Jahresrechnungen bewegten sich die Hinweise zum grossen Teil im 
üblichen Rahmen. Von den Exekutiven werden jeweils substanzielle Beschlüsse zu den 
Revisionsberichten eingefordert. Häufiger sind Mahnungen erforderlich für die Beschlüsse 
der Gemeindevorsteherschaften bezüglich Massnahmen die zur Beseitigung von Unzu-
länglichkeiten getroffen worden sind bzw. hätten getroffen werden sollen. Grössere auf-
sichtsrechtliche Bemühungen tätigt der Bezirksrat weiterhin gegenüber einer Politischen 
Gemeinde. Hier besteht eine überdurchschnittlich grosse Zahl von Pendenzen aus Revi-
sionsberichten, Rechnungsabschieden und Visitationsbemerkungen. Zielgerichtete Be-
mühungen sind insbesondere seitens des neu gewählten Gemeindepräsidenten vorhan-
den; wurden bislang durchgesetzt und zeigen auch Wirkung. 

Dietikon  

Die Tªtigkeit des Bezirksrates Dietikon im Bereich Gemeindewesen hat keine ĂUnord-
nung, Missbräuche, Gesetzes- oder Pflichtverletzungenñ im Sinne von Ä 142 des Ge-
meindegesetzes zu Tage gebracht.  
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Hinwil  

In sämtlichen visitierten Gemeinden wurden anlässlich der Visitationen grundsätzlich ord-
nungsgemäss geführte Verwaltungen angetroffen. Untergeordnete Beanstandungen wur-
den den Behörden und Verwaltungsangestellten anlässlich der Visitationen mündlich mit-
geteilt. Beanstandungen, welche Handlungsbedarf nach sich ziehen, wurden den Ge-
meinden mittels Beschluss mitgeteilt und entsprechende Anweisungen erteilt. Einige Ge-
meinden wurden angewiesen, die archivierten Personalakten unter Verschluss und be-
sonders schützenswerte Daten vor unerlaubtem Zugriff geschützt aufzubewahren; aus-
serdem sollten einige Gemeinden Zutrittsregelungen und -kontrollen im Archivbereich 
einführen. 

Die Rechnungsstellung im Bereich kommunaler aber auch konzessionierter Wasserver-
sorgungen war teilweise mangelhaft und enthielt keine Rechtsmittelbelehrungen. Die be-
troffenen Gemeinden und Wasserversorgungsgenossenschaften wurden angewiesen, die 
Rechnungsstellung anzupassen. Ein Alters- und Pflegeheim wurde angewiesen, eine 
Pflegedienstleitung einzustellen. Stiftungsrat und Heimleitung wurden zu einer monatli-
chen Berichterstattung hinsichtlich Personalbestand und Umsetzung Reorganisations-
massnahmen verpflichtet. Allgemein ist festzustellen, dass die Qualität der Jahresrech-
nungen gut ist und im Berichtsjahr eine Vielzahl der Jahresrechnungen ohne Bemerkun-
gen genehmigt werden konnte.  

Horgen  

Gesamthaft gesehen kann die Qualität der Arbeit der Gemeinden im Bezirk Horgen als 
gut bezeichnet werden. Die Bemerkungen, die bei der Prüfung der Jahresrechnungen 
gemacht werden, werden meistens entweder direkt mit der Finanzverwaltung informell 
oder bei der Visitation aufgenommen. Erst bei Wiederholungen werden Beanstandungen 
mittels Bemerkung im Abnahmebeschluss bemängelt. Dies führt zu einer grossen Akzep-
tanz des Bezirksrats und dessen Aufsicht und zu einem fruchtbaren Dialog mit Verwaltung 
und Behörden. 

Anordnungen betrafen: Korrektur von zusätzlichen, nicht budgetierten Abschreibungen im 
Zusammenhang mit Darlehen an eine Spitalstiftung dreier Gemeinden (Langnau am Albis, 
Wädenswil, Richterswil), Rekurse dagegen sind noch hängig. Aufsichtsrechtliches Ein-
schreiten gegen und Untersuchung der Zusammenarbeit von Gemeinderatsmitgliedern in 
Schönenberg: Anschein der Befangenheit in Sachen Entlassung des Gemeindeschrei-
bers; Einzelbefragungen der Gemeinderatsmitglieder zur Situation.  

Meile n 

Zusammengefasst erfolgte die Geschäftsführung ï soweit eingesehen ï in allen Berei-
chen weitgehend vorschriftsgemäss und umsichtig. Die Visitationen hinterliessen gesamt-
haft einen guten Eindruck rechtmässiger und pflichtgemässer Geschäftsführung. 

Die Jahresrechnungen aller öffentlichen Güter wurden auf die Vollständigkeit und Recht-
mässigkeit hin überprüft. Verschiedentlich erwiesen sich Rückfragen und Ergänzungen 
als erforderlich. Soweit sich aufgrund der bezirksrätlichen Kontrollen Bemerkungen erga-
ben, wurden diese den betroffenen Behörden mitgeteilt. Die Jahresrechnungen der Ge-
meinden, welche ihre Darlehen an die Spital Männedorf AG dem Finanzvermögen zuge-
wiesen haben, wurden dem Gemeindeamt überwiesen. Eine Gemeinde und ein Zweck-
verband haben die im Vorjahr ergangene Anweisung des Bezirksrates betreffend der Vor-
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nahme der Rückstellungen für die BVK-Sanierungsbeiträge nicht befolgt; während im ei-
nen Fall ein Verweis in Aussicht genommen wurde, bestand beim andern ein Missver-
ständnis, welches korrigiert wird. 

Die Visitationen einer Spitex-Organisation mündeten in den Antrag an die Gesundheitsdi-
rektion, der Spitex-Organisation die Bewilligung zu entziehen. 

Pfäffikon  

An den Behördengesprächen werden das Ergebnis der Prüfarbeiten sowie die aktuell 
anstehenden Geschäfte und Probleme erörtert. Ferner wird auch über die Entwicklung der 
Gemeinde diskutiert. Untergeordnete Beanstandungen wurden den Behörden und Ver-
waltungsangestellten anlässlich der Visitationen mündlich mitgeteilt. Bei einer Gemeinde 
musste die Art der Beschlussfassung der Baubehörde sowie unklare Zuständigkeiten in 
diesem Bereich gerügt werden. Im Schulwesen musste einmal die Art der Beschlussfas-
sung sowie die Abnahme des Gemeindeversammlungsprotokolls beanstandet werden. 
Ein Zweckverband wurde für eine erneute Visitation 2015 vorgemerkt, weil sowohl Präsi-
dentin wie auch Geschäftsführer ihre Tätigkeit neu aufgenommen haben. 

Eine Vielzahl von Jahresrechnungen konnte ohne Bemerkungen genehmigt werden, ein-
zig die Konsolidierung der Kontokorrent-Konti mit den Zweckverbänden funktioniert in den 
wenigsten Fällen. Aufgrund sehr komplexer Vorgänge und Transaktionen konnten die 
Rechnungen des Kreisspital Pfäffikon und der IKA GerAtrium noch nicht abgenommen 
werden.  

Uster  

Allgemein konnte eine ordnungsgemässe Verwaltung festgestellt werden. Untergeordnete 
Beanstandungen wurden den Behörden und Verwaltungsangestellten anlässlich der Visi-
tation mündlich mitgeteilt. Schriftliche Auflagen betrafen bei den politischen Gemeinden 
den Archivbereich und bei den Schulgemeinden Anpassungen des Geschäftsreglements 
resp. Organisationsstatuts, insbesondere aufgrund unzulässiger Kompetenzdelegationen 
an die Verwaltung oder Schulleiterkonferenzen. 

Bei der Prüfung der Jahresrechnungen 2013 wurden, wie schon in früheren Jahren, klei-
nere Mängel im Zusammenhang mit Abschreibungen, Verzinsungen, Rückstellungen oder 
der Darstellung von Sonderrechnungen festgestellt, die allesamt in der Jahresrechnung 
2014 behoben werden (sollten). Speziell zu erwähnen ist die regelmässig verspätete Ein-
reichung der Jahresrechnung des Spitalzweckverbandes. In diesem Jahr erstellte der 
Zweckverband die Jahresrechnung nach HRM in Zusammenarbeit mit dem Gemeinde-
amt. 

Winterthur  

Die Qualität der Jahresrechnungen im Bezirk Winterthur kann gesamthaft gesehen wiede-
rum als gut bezeichnet werden. Die an den Visitationen mit den Finanzvorständen und 
Finanzverwaltern besprochenen Feststellungen und die Hinweise während des Jahres 
tragen dazu bei, dass die Rechnungsführungen in den Gemeinden verbessert werden 
können.Ein Verweis gegen einen Gemeindepräsidenten wurde beim Regierungsrat ange-
fochten, der den Rekurs abwies. 

Häufige Fragestellungen bei Anfragen von Behörden, Verwaltungen und Privatpersonen 
waren der Ablauf von Gemeindeversammlungen, Wahl- und Abstimmungsverfahren, Initi-
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ativrecht, Ausstandsfragen, Finanzkompetenzen der Behörden und gebundene/neue 
Ausgaben. 

Zürich  

Die Finanzkontrolle der Stadt Zürich erfüllt die Anforderungen an Fachlichkeit und Unab-
hängigkeit und der Prüfbericht war mit den erforderlichen Angaben versehen. Die Rück-
stellungen für Schwankungsreserven müssen aufgelöst werden. Die Darstellung der In-
vestitionsrechnung muss in der gesetzlich vorgeschriebenen Form erfolgen. 

Fünf Organisationseinheiten der Stadt unter dem Titel ĂVerwaltete Stiftungenñ sind nicht 
gesetzeskonform. Der Bezirksrat ist diesbezüglich weiter um Verbesserungen bemüht. 
Zwei Organisationseinheiten haben entsprechende Zusicherungen gegeben, bei dreien 
dauern die Bemühungen noch an. Die Unfallversicherung der Stadt Zürich wird auf Grund 
spezialgesetzlicher Bestimmungen von der Haushaltprüfung ausgenommen. Die übrige 
Aufsicht bleibt bestehen und wird ausgeübt. Die Zusammenarbeit mit der Stadt Zürich 
verläuft problemlos. 

 

3  Bilanzfehlbetrag: Bestand/Tilgung  

Keine Gemeinde weist einen Bilanzfehlbetrag aus. 

 

4  Fazit  

Die Berichterstattung der Bezirksräte weist ein überwiegend positives Bild der Amts- und 
Geschäftsführung in den Gemeinden aus. Untergeordnete Probleme und kleinere Mängel, 
in der Regel technischer oder formeller Art, können im direkten, informellen Kontakt oder 
im Rahmen der Visitationen und Jahresrechnungsprüfungen gelöst werden. 

In schwerwiegenden Fällen ordnen die Bezirksräte Massnahmen an und/oder begleiten 
und überwachen die betroffenen Gemeinwesen eng.
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Gemeindeamt : Finanzkennzahlen  

1  Das Wichtigste in Kürze  

Die Kennzahlen zur Finanzlage zeigen ein vielfältiges Bild. Hinsichtlich Verschuldung prä-
sentiert sich die Mehrheit der Gemeinden in guter finanzieller Verfassung. Dabei profitie-
ren viele Gemeinden vom derzeit tiefen Zinsniveau und damit von einer geringen Zinsbe-
lastung. Die ehemaligen Bezüger von Steuerfussausgleich sowie die Städte Zürich und 
Winterthur zeigen eine mittlere bis sehr hohe Nettoschuld pro Kopf und gleichzeitig ein 
geringes Polster an Eigenkapital. 

Die Gemeinden haben sich unterschiedlich entwickelt. Rund zwei Drittel der Gemeinden 
waren in der Lage, die Investitionen selber zu finanzieren. Ihre Investitionstätigkeit war 
generell zurückhaltend. Der interkantonale Vergleich zeigt, dass sich der Anteil der Aus-
gaben für Investitionen knapp unter dem gesamtschweizerischen Mittel bewegte, wobei 
zwischen den Gemeinden grosse Unterschiede bestanden.  

Über die letzten sieben Jahre betrachtet erreichten rund 30 politischen Gemeinden und 
Schulgemeinden keinen ausgeglichenen Haushalt. Sie kumulierten Aufwandüberschüsse 
bauten Eigenkapital ab. Bei diesen Gemeinden sind die Ausgaben und die Einnahmen 
mittelfristig nicht aufeinander abgestimmt worden. 

 

2  Einleitung  

2.1  Finanzkennzahlen  

Zur Darstellung der Finanzlage werden die Kennzahlen der Konferenz der kantonalen 
Aufsichtsstellen über die Gemeindefinanzen (KKAG) verwendet. Für die Beurteilung die-
ser Kennzahlen bestehen Richtwerte, die als breit akzeptierter Standard gelten. Die Ab-
stufungen in den Kartendarstellungen des folgenden Teils entsprechen den jeweiligen 
Richtwerten. Die offiziellen Kennzahlen der KKAG werden um den Eigenkapitalquotienten 
und die Jahresergebnisquote ergänzt. Damit wird die Einhaltung der Vorgaben der Zür-
cher Verfassung zum Bilanzfehlbetrag und zum Haushaltsgleichgewicht geprüft. Die 
Kennzahlen bilden den Finanzhaushalt aus zwei Perspektiven ab:  

Zum einen wird der Zustand der Finanzhaushalte der Gemeinden erfasst. Die Beurteilung 
bezieht sich auf einen bestimmten Zeitpunkt, was ihre Anfälligkeit für zufällige Schwan-
kungen erhöht. Die jüngsten verfügbaren Daten stammen aus dem Jahr 2013. Dement-
sprechend wird der Zustand des Finanzhaushalts per Ende 2013 beurteilt. Kennzahlen 
sind: Zinsbelastungs- und Bruttoverschuldungsanteil, Nettoschuld pro Einwohner und Ei-
genkapitalquote. 

Zum anderen lässt sich die Entwicklung der Finanzlage beurteilen. Die Analyse der Ent-
wicklung erstreckt sich über einen Zeitraum von sieben Jahren1, aktuell die Periode von 

                                                

1 Hubler (2007), Art. 123, Ziff. 1.4.4., Rz 14, in: Häner, Rüssli, Schwarzenbach (2007), Kommentar zur Zürcher Kantonsver-

fassung: ĂIn den Beratungen im Plenum wurde dazu jedoch ausdr¿cklich festgehalten, dass unter mittelfristig neu eine 
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2007 bis 2013. Kennzahlen sind: Selbstfinanzierungsgrad und -anteil, Investitionsanteil 
und Jahresergebnisquote. Erfahrungsgemäss durchlaufen Kennzahlenwerte im Konjunk-
turzyklus Schwankungen. Dies gilt es bei der Interpretation der Werte zu berücksichtigen 
(vgl. Abschnitt 3.1). 

Die Qualität der Kennzahlen wirft hinsichtlich Konzeption und Bewertung Fragen auf. Zum 
einen ist nicht erkennbar oder dokumentiert, zu welchem Zweck die Kennzahlen entwi-
ckelt worden waren. Zum andern kommt bei der Wahl und der Bewertung der Kennzahlen 
eine finanzpolitische Werthaltung zum Ausdruck. Die Beurteilungsmassstäbe sind Aus-
druck einer politischen Haltung, die eine Schuldenvermeidung und eine schnelle Refinan-
zierung befürwortet. Aus diesen Gründen ist es notwendig, die Kennzahlen für öffentliche 
Haushalte grundlegend zu überarbeiten. 

 

2.2  Datenquelle  

Grundlage dieses Berichts ist die Gemeindefinanzstatistik (GEFIS). Die Vollerhebung der 
Rechnungsdaten öffentlicher Haushalte im Kanton Zürich wird vom Statistischen Amt 
durchgeführt. Die Daten stehen am Ende des dem Rechnungsjahr folgenden Jahres zur 
Verfügung. Somit standen für diesen Bericht die die Zahlen aus dem Jahr 2013 Ende 
2014 bereit. Die Verfügbarkeit der finanzstatistischen Zahlen setzt deren Lieferung durch 
die entsprechenden Körperschaften voraus. Bei den interkommunalen Anstalten, aber 
insbesondere bei den kommunalen Anstalten bestehen Abdeckungslücken, da entweder 
keine Datenlieferung erfolgt oder deren Qualität mangelhaft ist. 

Die Aussagen in diesem Bericht stützen sich im Wesentlichen auf die GEFIS-Daten, wel-
che direkt aus den Buchhaltungssystemen der öffentlichen Haushalte gewonnen werden. 
Bei der Erhebung werden diese Daten mehreren automatisierten und manuellen Plausibi-
litätskontrollen unterzogen. Eine vollumfängliche Überprüfung auf eine regelkonforme 
Buchungspraxis findet jedoch weder bei der Erhebung noch bei der Prüfung der Rech-
nungen durch die technischen Kontrollorgane der Gemeinden statt. 

 

                                                                                                                                              

k¿rzere Frist von sieben Jahren zu verstehen ist.ñ Besteht eine Kºrperschaft mit ihren Aufgaben weniger als sieben Jahre, 

verkürzt sich der Betrachtungszeitraum entsprechend. 



  31/100 

Gemeindeamt  

 

3  Finanzlage der kommunalen Haushalte im Kanton Zürich  

3.1  K onjunkturelles  Umfeld  

 

Abbildung 1: Reale BIP -Wachstumsrate 199 3ð201 2 (Daten: BFS)  

 

Auf das Platzen der Dotcom-Blase nach der Jahrtausendwende folgte ein wirtschaftlicher 
Einbruch bis zum Jahr 2003. Danach prosperierte die Wirtschaft während mehrerer Jahre 
mit realen BIP-Wachstumsraten von über zwei Prozent (vgl. Abbildung 1). Der neuerliche 
Einbruch der Volkswirtschaft begann 2008 mit der Finanzkrise und spitzte sich im Jahr 
2009 zu. Die Erholung folgte trotz Wirtschafts- und Finanzkrise im europäischen Umfeld 
rasch. Seither ist ein moderates Wirtschaftswachstum von knapp über einem Prozent zu 
beobachten. 

Die konjunkturelle Entwicklung schlägt sich in der Regel mit einer Verzögerung von ein bis 
zwei Jahren in den öffentlichen Haushalten nieder. Daher sind die Zahlen von 2013 vor 
dem Hintergrund der Erholung nach dem Abschwung des Jahres 2009 zu interpretieren. 
Die mittelfristige Betrachtung über die Jahre 2007 bis 2013 bezieht sich zu Beginn auf 
eine Phase der Hochkonjunktur, die nach dem Abschwung 2009 das ursprüngliche Ni-
veau nicht mehr erreichte. Das durchschnittliche BIP-Wachstum lag dennoch leicht über 
dem im Durchschnitt der letzten zwanzig Jahre.
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3.2  Politischen Gemeinden  

 

Zinsbelastungsanteil  

Eine Gemeinde muss in der Lage sein, ihre Verpflichtungen gegenüber den Kreditgebern 
zu erfüllen. Der Zinsbelastungsanteil drückt aus, in welchem Verhältnis die Nettozinsen 
(Passivzinsaufwand abzüglich Aktivzinsertrag) zum Finanzertrag stehen, d. h. er zeigt die 
Auswirkung der Verschuldung auf die laufende Rechnung. Eine hohe Verschuldung geht 
einher mit einem hohen Zinsaufwand. Die Kennzahl ist somit ein Indikator für die Ver-
schuldung, der  das aktuelle Zinsumfeld mit berücksichtigt. 

Eine hohe Belastung wird bei Werten von mehr als 5 % angenommen, d. h. wenn mehr 
als 5 % des gesamten Ertrages eines Jahres für die Begleichung der Schuldzinsen auf-
gewendet werden muss. 

 

Beurteilung  

Mit zwei Ausnahmen wiesen die Gemeinden einen tiefen Zinsbelastungsanteil auf. Dies 
erstaunt angesichts anhaltend tiefer Zinsen nicht. 

Sternenberg und Ossingen waren mit einem mittleren Zinsbelastungsanteil belastet. Die 
übrigen Kennzahlen zur Verschuldung wiesen jedoch nur in Sternenberg auf ein Schul-
denproblem hin. Mit dem Beitrag des Kantons zur Entschuldung im Rahmen des Zusam-
menschlusses mit der Politischen Gemeinde Bauma konnte dieses Problem gelöst wer-
den. 

Der Zinsbelastungsanteil wird mit aktuellen Zinssätzen berechnet. Da diese sehr tief sind, 
ist das positive Bild etwas zu relativieren.  
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Legende: Zinsbelastungsanteil 2013 

 < 2 %  tief 

 2 % bis 5 % mittel 

 5 % bis 8 % hoch 

 > 8 % sehr hoch 
   

 kein Wert  
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Bruttoverschuldungsanteil  

Der Bruttoverschuldungsanteil ist ein Mass für den Bestand an Schulden einer Gemeinde. 
Er zeigt, wie viele kurz- und mittelfristige Schulden, gemessen an den Einnahmen, vor-
handen sind. 

Solange die Einnahmen höher sind als der Schuldenbestand befindet sich die Gemeinde 
im positiven Bereich, übersteigen die Schulden die Einnahmen aber um mehr als das an-
derthalbfache oder sind sie sogar doppelt so gross, ist die Situation gemäss Richtwerten 
als schlecht bis kritisch zu beurteilen. Die Gemeinde weist im Verhältnis zum erwirtschaf-
teten Ertrag eine zu hohe Bruttoverschuldung auf. 

Der Bruttoverschuldungsanteil berücksichtigt allerdings nicht, ob den Schulden ein ent-
sprechendes Vermögen gegenübersteht. Erst der Vergleich mit den Kennzahlen, die auf 
Nettoschulden basieren, lässt ein weitergehendes Urteil zu (vgl. nächste Seite). 

 

Beurteilung  

Die Mehrzahl der Gemeinden wies einen Bruttoverschuldungsanteil auf, der als gut bis 
sehr gut gilt. Die seit den neunziger Jahren zu beobachtende Entschuldung des öffentli-
chen Sektors führte zu einem tiefen Schuldenbestand der meisten Gemeinden im Kanton 
Zürich. 

Ausnahmen waren überwiegend an der Peripherie des Kantons liegende kleine Gemein-
den. Ihr Bruttoverschuldungsanteil war gemäss Richtwerten als mittel bis schlecht zu be-
zeichnen. Der Bruttoverschuldungsanteil der politischen Gemeinden Unterstammheim 
und Waltalingen gilt als schlecht, jener von Regensberg und Sternenberg gar als kritisch. 
Bei steigenden Zinsen werden diese Schuldenbestände zu einer Belastung werden. 
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Legende: Bruttoverschuldungsanteil 2013 

 < 50 %  sehr gut 

 50 % bis 100 % gut 

 100 % bis 150 % mittel 

 150 % bis 200 % schlecht 

 > 200 % kritisch 
   

 kein Wert  
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Kapitaldienstanteil  

Der Kapitaldienstanteil ist eine Messgrösse für die Belastung des Haushalts mit Kapital-
kosten. Dabei wird der Aufwand für Zinsen und Abschreibungen in Relation zum gesam-
ten Ertrag ohne durchlaufende Beiträge, interne Verrechnungen und Entnahmen aus 
Spezialfinanzierungen gesetzt. 

Beträgt der Kapitaldienst weniger als 5 % des Finanzertrags, wird der Kapitaldienstanteil 
als tief eingeschätzt. Werte zwischen 5 und 15 % gelten als tragbar, Werte zwischen 15 
und 25 % als hoch bis sehr hoch und Werte über 25 % als kaum noch tragbar. 

 

Beurteilung  

Die meisten Gemeinden wiesen einen tiefen bis tragbaren Kapitaldienstanteil auf. Vor 
dem Hintergrund der tiefen Zinsen, vermag dies auch nicht zu erstaunen. Sternenberg, 
Laufen-Uhwiesen und Stallikon wiesen einen hohen bis sehr hohen Kapitaldienstanteil 
auf, wobei dieser nur knapp über dem Grenzwert lag. 
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Legende: Kapitaldienstanteil 2013 

 < 5 %  tief 

 5 % bis 15 % tragbar 

 15 % bis 25 % hoch bis sehr hoch 

 > 25 % kaum noch tragbar 
   

 kein Wert  
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Nettoschuld pro Einwohner  

Die Nettoschuld pro Einwohner ist ein Gradmesser für die Verschuldung einer Gemeinde. 
Sie zeigt den Betrag, den jeder Einwohner einmalig zur Tilgung aller Schulden durch-
schnittlich aufbringen müsste. 

Für die Berechnung wird von den gesamten Schulden das Finanzvermögen gemäss Bi-
lanz abgezogen. Die Nettoschuld wird ins Verhältnis zu den Einwohnern gesetzt.  

Gemäss Richtwerten hohe Nettoschulden pro Einwohner (> CHF 3ó000), bzw. sehr hohe 
Nettoschulden (> CHF 5ó000) sind dann problematisch, wenn Ihnen keine entsprechen-
den Erträge gegenüberstehen. Weist eine Gemeinde also bei der Bruttoverschuldung und 
der Nettoschuld/Einwohner schlechte Werte aus, ist die finanzielle Lage problematisch. 

 

Beurteilung  

Die meisten politischen Gemeinden wiesen eine tiefe Nettoschuld pro Einwohner auf. Kri-
tisch ist die Situation besonders in Gemeinden, die sowohl beim Bruttoverschuldungsan-
teil wie bei der Nettoschuld pro Einwohner schlechte Werte ausweisen. Den hohen Netto-
schulden von Unterstammheim, Waltalingen standen keine entsprechenden Einnahmen 
gegenüber. 

Sternenberg sowie die Städte Zürich und Winterthur waren pro Einwohner sehr hoch ver-
schuldet, wobei die beiden Städte entsprechende Einnahmen aufwiesen. Mit dem Kan-
tonsbeitrag an den Zusammenschluss von Bauma und Sternenberg auf das Jahr 2015 
konnte die hohe Nettoschuld von Sternenberg abgebaut werden.  
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Legende: Nettoschuld pro Einwohner 2013 

 < 1'000  tief 

 1'000 bis 3'000 mittel 

 3'000 bis 5'000 hoch 

 > 5'000 sehr hoch 
   

 kein Wert  
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Eigenkapitalquot ient  

Das nominale Eigenkapital ist jener Teil des Vermögens, der nach Abzug sämtlicher 
Schulden übrig bleibt. Es ist der aus eigenen Mitteln finanzierte Teil des bilanzierten Ver-
mögens. Dies entspricht dem Anfangsbestand an Eigenkapital zuzüglich der kumulierten 
Jahresergebnisse. In Relation zu den Aufwendungen zeigt es an, wie viel Kapital zur De-
ckung künftiger Aufwandüberschüsse oder als Vorfinanzierung kommender Investitionen 
zur Verfügung steht. 

Um Phasen schwacher Wirtschaftsleistung ohne Steuererhöhungen und Sparmassnah-
men zu überstehen, wird ein Eigenkapitalquotient von mehr als 15 % als ausreichend er-
achtet. Ein grosser Puffer besteht bei mehr als 30 %. Unter 15 % Eigenkapitalquotient 
fallen wirtschaftliche Störungen für die Gemeinden stark ins Gewicht, so dass Gegenmas-
snahmen im Normalfall unumgänglich, beziehungsweise im Falle eines Bilanzfehlbetrages 
(negative Eigenkapitalquote) gesetzlich vorgeschrieben sind. 

 

Beurteilung  

Bei der Mehrzahl der Gemeinden war der Eigenkapitalquotient gross. Sie verfügten über 
einen komfortablen Eigenkapitalpuffer.  

Problematisch bei den Gemeinden mit geringem Eigenkapitalquotient ist, dass alle bereits 
einen sehr hohen Steuerfuss beziehen, Schwankungen also nicht mehr ohne weiteres mit 
Steuerfusserhöhungen auffangen können, sondern einschneidende Massnahmen ergrei-
fen müssen. Im Falle der grossen Städte Winterthur und Zürich bestehen vom Umfang 
her auch für den Kanton Risiken.  
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Legende: Eigenkapitalquotient 2013 

 > 30 % gross 

 15 bis 30 % ausreichend 

 0 bis 15 % gering 

 <  0 Bilanzfehlbetrag 
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Selbstfinanzierungsgrad  

Der Selbstfinanzierungsgrad drückt aus, in welchem Ausmass die Investitionen einer Ge-
meinde durch selbst erwirtschaftete Mittel bezahlt werden konnten. Die Selbstfinanzierung 
berechnet sich aus der Summe der Abschreibungen (ohne Finanzvermögen) plus der 
Einlagen in die Spezialfinanzierungen und dem Ertragsüberschuss abzüglich der Ent-
nahmen aus den Spezialfinanzierungen und des Aufwandüberschusses. Sie entspricht 
einer vereinfachten Cash-Flow-Berechnung. Kann eine Gemeinde ihre Investitionen nicht 
vollständig selber bezahlen, nimmt ihr Bestand an Schulden zu. Da Investitionen unre-
gelmässig anfallen, wird ein Durchschnitt über 7 Jahre betrachtet. 

Als Ideal gilt ein Selbstfinanzierungsgrad von mehr als 100 %. Das bedeutet, dass die 
Gemeinde ihre Investitionen aus den selbst erwirtschafteten Mitteln, ohne die Aufnahme 
von neuen Schulden, finanzieren konnte. Gemäss Richtwerten erscheint als gut oder 
mindestens vertretbar, wenn die Investitionen zu mindestens 70 % selbst finanziert wer-
den können. Sinkt der Selbstfinanzierungsgrad unter 70 % wird die Finanzierung der In-
vestitionen als problematisch bezeichnet. 

 

Beurtei lung  

Der Selbstfinanzierungsgrad war uneinheitlich. Etwas mehr als hundert Gemeinden finan-
zierten ihre Investitionen mit eigenen Mitteln und wiesen folglich einen Selbstfinanzie-
rungsgrad von mehr als 100 % aus. Rund 70 Gemeinden erwirtschafteten trotz konjunktu-
rell positivem Umfeld weniger Mittel als sie für Investitionen ausgaben. Ihre Verschuldung 
stieg.  
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Legende: Selbstfinanzierungsgrad  
Durchschnitt 2007 - 2013 

 > 100 %  ideal 

 70 % bis 100 % gut bis vertretbar 

 < 70 % problematisch 
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Selbstfinanzierungsanteil  

Der Selbstfinanzierungsanteil ist ein Mass für die Finanzkraft einer Gemeinde. Er ent-
spricht im Wesentlichen den selbst erwirtschafteten Mitteln (analog einem vereinfachten 
Cash-Flow, vgl. Beschreibung 3.3.1.) gemessen an den gesamten Nettoerträgen. Da so-
wohl die Selbstfinanzierung als auch der Finanzertrag kurzfristig schwanken, wird ein 
Durchschnitt über 7 Jahre betrachtet. Zu beachten gilt es, dass Gemeinden durch die Er-
höhung des Steuerfusses die Kennzahl positiv beeinflussen können. 

Der Selbstfinanzierungsanteil sollte gemäss Richtlinien mindestens 10 % (Ămittelñ) betra-
gen, über 20 % gilt er als Ăgutñ. Mit einem schwachen Selbstfinanzierungsanteil von unter 
10 % erwirtschaften die Gemeinden nicht genügend eigene Mittel, um konjunkturelle Risi-
ken abfangen zu können. 

 

Beurteilung  

Nur wenige Gemeinden konnten einen gemäss Richtwerten guten Selbstfinanzierungsan-
teil erwirtschaften. Diesen wenigen stehen genügend eigene Mittel gemessen am gesam-
ten Finanzertrag zur Finanzierung von Investitionen zur Verfügung. Angesichts der mehr-
heitlich positiven Wirtschaftsentwicklung überrascht es, dass nicht mehr Gemeinden eige-
ne Mittel in der Grössenordnung von über 20 % des Finanzertrags erwirtschaften konnten. 

Mehr als 100 Gemeinden wiesen einen Selbstfinanzierungsanteil auf, der als mittel gilt. 
Die Gemeinden mit einem im Vergleich schwachen Selbstfinanzierungsanteil stehen vor 
der Herausforderung, in den kommenden Jahren genügend eigene Mittel zu erwirtschaf-
ten, um kommende Investitionen zu finanzieren und konjunkturelle Risiken auffangen zu 
können. 
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Legende: Selbstfinanzierungsanteil 
Durchschnitt 2007 - 2013 

 > 20 %  gut 

 10 % bis 20 % mittel 

 < 10 % schwach 
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Investitionsanteil  

Der Investitionsanteil bringt zum Ausdruck, welcher Anteil der gesamten Ausgaben für 
Investitionen eingesetzt wurde. Da die Investitionen unregelmässig anfallen, wird ein 
Durchschnitt über 7 Jahre betrachtet. 

Sinkt der Investitionsanteil unter 10 % ist zu prüfen, ob die Substanzerhaltung der öffentli-
chen Anlagen noch gewährleistet ist. 

 

Beurteilung  

Den höchsten Investitionsanteil wies die Gemeinde Laufen-Uhwiesen von knapp über 
30 % auf. Investitionsanteile von mehr als 30 % gelten gemäss Richtwert als sehr gross. 
Etwas über 20 Gemeinden wiesen Werte zwischen 25 und 30 % auf. Die grosse Mehrheit 
der Gemeinden wies einen mittleren Investitionsanteil auf. Sie verwendeten zwischen 10 
und 20 % ihrer konsolidierten Ausgaben für Investitionen. In rund 25 Gemeinden war die 
Investitionstätigkeit so gering, dass ein als schwache zu bezeichnender Investitionsanteil 
von weniger als 10 % resultierte. 
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